Anlage A zur Vorlage Nr. 12/2136/2

Begründung zur Vorlage Nr. 12/2136/1:

Der Schulausschuss hat in seiner Sitzung am 16.04.2007 die Entscheidung über die Vorlage 

Nr. 12/2136 auf die nächste Sitzung am 04.06.2007 vertagt. 

 

Der Schulausschuss hat dafür plädiert, dass 
 

1. gemäß § 61 Abs. 2 SchulG NRW als stimmberechtigtes Mitglied der Schulkonferenz der jeweiligen Rheinischen Förderschule/ Rheinischen Schule für Kranke eine Vertreterin/einen Vertreter des Schulausschusses - beginnend nach der Reihenfolge der Größe der einzelnen Fraktionen - entsendet werden soll. Die nicht beteiligten anderen Fraktionen sollen dabei jeweils das Beratungsrecht ausüben.   
 

2. vor Entsendung des stimmberechtigten und der beratenden Mitglieder in die Schulkonferenz sich die / der von der Schulkonferenz der jeweiligen Rhein. Förderschule, Förderschwerpunkt Körperliche und motorische Entwicklung; Sehen; Hören und Kommunikation; Sprache; und der jeweiligen Rhein. Schule für Kranke gewählte Bewerberin/Bewerber dem Schulausschuss vorstellt.   
 

Die Verwaltung wurde beauftragt zu prüfen, ob rechtliche Bedenken gegen den in der Vorlage 

Nr. 12/2136 enthaltenen Verwaltungsvorschlag bestehen, insbesondere, ob es rechtlich möglich ist, dem Landesjugendhilfeausschuss die Entscheidung zu übertragen, gem. § 61 Abs. 4 SchulG NRW der/dem von der Schulkonferenz der jeweiligen Rheinischen Förderschule, Förderschwerpunkt Emotionale und soziale Entwicklung gewählten Bewerberin oder gewählten Bewerber zuzustimmen (sog. Vetorecht). 
 

Begründung der Ursprungsvorlage Nr. 12/2136:
Besetzung der Schulleiterstellen gem. § 61 Schulgesetz NRW

Mit Inkrafttreten des novellierten Schulgesetzes am 01.08.2006 ist das Verfahren zur Bestellung von Schulleitungen vollständig neu geregelt worden.

Nach der bisherigen Rechtslage hatte der Landschaftsverband Rheinland als Schulträger gem. § 61 alte Fassung Schulgesetz ( SchulG ) für die Besetzung der Stellen der Schulleiterin bzw. des Schulleiters ein Vorschlagsrecht.

Über die Ausübung des Vorschlagsrechts entschied 

der Schulausschuss des Landschaftsverbandes Rheinland gem. § 14 Abs. 3 der Zuständigkeits- und Verfahrensordnung für die Ausschüsse der Landschaftsversammlung Rheinland und ihrer Kommissionen

bei der Besetzung dieser Stellen an den Rheinischen Förderschulen mit den Förderschwerpunkten Körperliche und motorische Entwicklung; Sehen; Hören und Kommunikation; Sprache; und an den Rheinischen Schulen für Kranke 

der Landesjugendhilfeausschuss des Landschaftsverbandes Rheinland gem. 

§ 13 Abs. 3 der Zuständigkeits- und Verfahrensordnung für die Ausschüsse der Landschaftsversammlung Rheinland und ihrer Kommissionen.

bei der Besetzung dieser Stellen an den Rheinischen Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt Emotionale und soziale Entwicklung 

Aufgrund der Gesetzesnovellierung ist an Stelle des bisherigen Vorschlagsrechts des Schulträgers die Wahl der Schulleitung durch die Schulkonferenz getreten. Der Schulträger hat einerseits ein Stimmrecht beim Wahlvorgang in der Schulkonferenz, andererseits wird ihm ein Vetorecht mit einer 2/3 Mehrheit des nach der Hauptsatzung zuständigen Gremiums eingeräumt ( § 61 Abs. 4 SchulG ). 

1. Wahl des Schulleiters in der Schulkonferenz 

Die Schulkonferenz setzt sich zusammen aus Schulleiterin oder Schulleiter sowie der gewählten Vertretung der Lehrerinnen und Lehrer, Eltern, Schülerinnen und Schüler. 

Zur Wahl der Schulleitung wird die Schulkonferenz gem. § 61 Abs. 2 Satz 2 SchulG um ein stimmberechtigtes Mitglied, das der Schulträger entsendet, erweitert. 

Darüber hinaus ist die beratende Teilnahme bis zu drei weiterer Vertreter des Schulträgers möglich ( § 62 Abs.2 Satz 3 SchulG ). 

Die Vertreterinnen und Vertreter des Schulträgers dürfen nicht der Schule angehören 

( § 61 Abs.2 Satz 4 SchulG ). 

Nach Auffassung sowohl des Städtetages NRW als auch des Städte- und Gemeindebundes NRW handelt es sich bei der Bestimmung der Mitglieder der Schulkonferenz durch den Schulträger um eine Angelegenheit von besonderer Bedeutung der Gemeinde, weil sowohl der oder die stimmberechtigte Vertreter/-in in der Schulkonferenz als auch die nicht stimmberechtigten Vertreterinnen und Vertreter Einfluss auf das Ergebnis der Wahl der Schulleitung durch die Schulkonferenz haben können. Daher handele es sich bei der Bestimmung der Vertreter der Schulkonferenz nicht um ein Geschäft der laufenden Verwaltung. Mit dieser Bewertung, die auch von der Verwaltung des Landschaftsverbandes geteilt wird, ist grundsätzlich auf kommunaler Ebene die Zuständigkeit des Gemeinderates gegeben, der jedoch die Möglichkeit hat, die Entscheidung auf einen Ausschuss zu übertragen ( § 41 Abs.2 GO).

Übertragen auf den Landschaftsverband Rheinland bedeutet dies, dass grundsätzlich die Zuständigkeit des Landschaftsausschusses gem. § 11 Landschaftsverbandsordnung gegeben ist. Dieser hat sodann die Möglichkeit, diese Angelegenheit auf einen Ausschuss, hier den Schulausschuss bzw. den Landesjugendhilfeausschuss, zu übertragen. 

Welchen Vertreter – ein Mitglied der Verwaltung oder ein Vertreter der Politik – der Schulträger als stimmberechtigtes oder weiter beratendes Mitglied in die Schulkonferenz entsendet, ist dem Schulträger freigestellt. 

Der Ausschuss hätte damit die Möglichkeit, auch Mitglieder der Verwaltung zu benennen. 

2. Zustimmung zur Wahl oder Ausübung des Vetorechts

Nach der Wahl durch die Schulkonferenz holt die obere Schulaufsichtsbehörde ( = Bezirksregierung) gem. § 61 Abs. 4 SchulG die Zustimmung des Schulträgers zu der gewählten Bewerberin oder dem gewählten Bewerber ein. Der Schulträger kann die Zustimmung nur binnen acht Wochen mit einer Zweidrittelmehrheit des nach der Hauptsatzung zuständigen Gremiums verweigern.

Nach Verweigerung der Zustimmung kann die Schulkonferenz innerhalb von vier Wochen einen zweiten Vorschlag aus den vorliegenden Bewerbungen vorlegen. Eine Bewerberin oder ein Bewerber kann nicht noch einmal vorgeschlagen werden, wenn der Schulträger seine Zustimmung verweigert hat. 

Die obere Schulaufsicht ernennt die gewählte Bewerberin oder den gewählten Bewerber, sofern der Schulträger seine Zustimmung nicht verweigert hat. Wird die Zustimmung auch zu einem zweiten Vorschlag verweigert, trifft die obere Schulaufsichtsbehörde die Auswahlentscheidung. 

3.  Handhabung des  Verfahrens beim Landschaftsverband Rheinland 

Das geänderte Besetzungsverfahren der Schulleitung ist zwar gesetzlich geregelt, das Verfahren wirft jedoch Fragen nach dessen Handhabung beim Schulträger auf.

Der Städtetag NRW hat gemeinsam mit dem Städte- und Gemeindebund NRW einen Verfahrensvorschlag erarbeitet. Der Verfahrensvorschlag ist als Anlage 1 beigefügt. 

Klärungsbedarf besteht beispielsweise, ab welchem Zeitpunkt der Schulträger in das Besetzungsverfahren einbezogen wird. Nach dem Vorschlag beider Verbände soll bereits in die Ausschreibung der Bezirksregierung ( = oberen Schulaufsichtsbehörde) die Ankündigung aufgenommen werden, dass die Bewerbungsunterlagen an den Schulträger weitergegeben werden können und das Einverständnis der Bewerberinnen und Bewerber hierzu vorausgesetzt werde, soweit diese nicht ausdrücklich widersprechen. Gleichzeitig habe der Schulträger die Möglichkeit, die von der oberen Schulaufsichtsbehörde ausgewählten Bewerberinnen und Bewerber zur persönlichen Vorstellung in den Schulausschuss bzw. das Gremium, das die Zustimmung erteilt bzw. das Vetorecht ausübt, einzuladen. 

Zwar weist das Papier der Kommunalen Spitzenverbände darauf hin, dass eine Einladung nicht verpflichtend sei, die Bewerber hätten jedoch ein Interesse an der persönlichen Vorstellung beim Schulträger im Hinblick auf dessen Zustimmungserfordernis bei einer eventuellen Wahl und der zukünftigen vertrauensvollen Zusammenarbeit.   

Der Verfahrensvorschlag wurde von den Mitgliedern des Schul- und Bildungsausschusses des Städtetages NRW im Schul- und Bildungsausschuss am 29.11.2006 beraten und gebilligt und liegt dem Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes NRW vor. Das Ministerium hat angekündigt, die kommunalen Spitzenverbände Anfang diesen Jahres zu einem Gespräch einzuladen. Die Abstimmung zwischen den Kommunalen Spitzenverbänden und dem Ministerium ist noch nicht erfolgt.

Sollte der Vorschlag der Kommunalen Spitzenverbände realisiert werden, würden sich die Bewerberinnen und Bewerber vor der Schulkonferenzsitzung im Schulausschuss bzw. im Landesjugendhilfeausschuss vorstellen. Der Vertreter des Landschaftsverbandes Rheinland würde in Kenntnis des Schulausschussvotums bzw. des Landesjugendhilfeausschussvotums an der Schulkonferenz teilnehmen. Anschließend hätte der Schulausschuss bzw. der 

Landesjugendhilfeausschuss noch die Möglichkeit eines Vetos. 

Aus Sicht der Verwaltung sollte wie folgt verfahren werden: 

Der Landschaftsausschuss beschließt, 

1.         den Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland gem. § 61 Abs. 2 SchulG NRW als stimmberechtigtes Mitglied der Schulkonferenz der jeweiligen Rheinischen Förderschule/ Rheinischen Schule für Kranke zu entsenden. Er kann sich durch einen/eine Mitarbeiter/in vertreten lassen. 

2.
dem Schulausschuss die Entscheidung zu übertragen, gem. § 61 Abs. 4 SchulG NRW der/dem von der Schulkonferenz der jeweiligen Rheinischen Förderschule, Förderschwerpunkt Körperliche und motorische Entwicklung; Sehen; Hören und Kommunikation; Sprache; und der jeweiligen  Rheinischen Schulen für Kranke gewählten Bewerberin oder gewählten Bewerber zuzustimmen (sog. Vetorecht). 

3.
dem Landesjugendhilfeausschuss die Entscheidung zu übertragen, gem. 
§ 61 Abs. 4 SchulG NRW der/dem von der Schulkonferenz der jeweiligen Rheinischen Förderschule, Förderschwerpunkt Emotionale und soziale Entwicklung gewählten Bewerberin oder gewählten Bewerber zuzustimmen (sog. Vetorecht). 

Die Regelung ist ggfs. nach der Abstimmung der Kommunalen Spitzenverbände mit dem Ministerium anzupassen. Die Verwaltung wird über das Ergebnis der Abstimmung zwischen den Kommunalen Spitzenverbänden und dem Ministerium zu gegebener Zeit berichten. 

II. Mitwirkung des Schulträgers bei der Bestellung der stellvertretenden Schulleitung

Gem. § 61 alte Fassung Schulgesetz hatte der LVR als Schulträger für die Besetzung der Stellen der stellvertretenden Schulleitung ein Vorschlagsrecht. 

Dieses Recht übte der 

Schulausschuss 

gem. § 14 Abs.3 der Zuständigkeits- und Verfahrensordnung für die Ausschüsse der Landschaftsversammlung Rheinland und ihrer Kommissionen

für die Stellen der Rheinischen Förderschulen mit den Förderschwerpunkten Körperliche und motorische Entwicklung; Sehen; Hören und Kommunikation; Sprache und den Rheinischen Schulen für Kranke 

der Landesjugendhilfeausschuss 

gem. § 13 Abs. 3 der Zuständigkeits- und Verfahrensordnung für die Ausschüsse der Landschaftsversammlung Rheinland und ihrer Kommissionen

für die Stellen der Rheinischen Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt 

Emotionale und soziale Entwicklung 

aus.

Die Neuregelung des § 61 SchulG NRW bezieht sich nur auf die Bestellung der Schulleitung, nicht auf die stellvertretende Schulleitung. Dies bedeutet, dass die Vertretung der Schulleitung nicht von der Schulkonferenz gewählt wird, sondern durch die Bezirksregierungen bestimmt wird. 

Das Recht zur Besetzung der stellvertretenden Schulleiterstelle steht seit dem 01.08.2006 damit nach der gesetzlichen Regelung allein den Bezirksregierungen zu. 

Es ist allerdings davon auszugehen, dass die Landesregierung beabsichtigt, eine Änderung  des § 61 SchulG dergestalt herbeizuführen, dass auch die stellvertretende Schulleitung in das neue Verfahren einbezogen wird. 

Mit Erlass vom 26.09.2006 (Anlage 2) hat das Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes NRW dem Schulträger und der Schulkonferenz deshalb im Sinne einer übergangsweisen  Absprache ein Mitwirkungsrecht eingeräumt. Der erweiterten Schulkonferenz einschließlich  Vertreter des Schulträgers ( vgl. § 61 Abs.2 Satz 2 und 3 SchulG ) wird das Recht eingeräumt, den Bewerber bzw. die Bewerberin, der bzw. die von der Bezirksregierung für die Besetzung einer stellvertretenden Schulleitungsstelle in Aussicht genommen ist, anzuhören und zu der beabsichtigten Auswahlentscheidung eine Stellungnahme gegenüber der Bezirksregierung abzugeben. 

Diese Regelung gilt nach Auskunft der Bezirksregierungen Düsseldorf und Köln für alle Verfahren zur Besetzung von Stellen für die stellvertretende Schulleitung und zwar unabhängig davon, ob die Stellenausschreibung vor oder nach dem 01.08.2006 erfolgt.

In Vertretung

M e r t e n s 

